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SCHLESWIG-HOLSTEIN

LANDESJOURNAL
Personalratswahlen

Flensburg/Neumünster – Mit Er-
folgen für die Gewerkschaft der Poli-
zei gingen die Wahlen zu den örtli-
chen Personalräten bei den Polizei- 
direktionen in Flensburg und Neu-
münster aus.

Nach der Fusion der Polizeidirekti-
onen Flensburg und Husum zur Poli-
zeidirektion Flensburg standen nun 
die Wahlen zum gemeinsamen Perso-
nalrat an. Mit einem erfreulichen Er-
gebnis für die GdP. Nach der Wahl 
stellt die GdP neun der insgesamt elf 
Sitze. 76,6 Prozent der Beamten nutz-
ten dabei die Möglichkeit zu wählen, 
während die Wahlbeteiligung im Ta-
rifbereich bei 92,8 Prozent lag.

Damit setzt sich der Personalrat der 
PD Flensburg folgendermaßen zu-
sammen.

Regionalgruppe Schleswig-Flens-
burg: Michael Carstensen (249 Stim-
men), Ralf Lubas-Heinrich (223), Ul-
rich Ahlemann (207), Stephan Koop 
(207), Maik Schneider (202).

Regionalgruppe Nordfriesland: 
Bernd Carstensen (197), Sven Hansen 
(179), Harald Broders (158) und Frank 
Sönnichsen (156).

Ersatzmitglieder (SL-FL):  Mario 
Schwendke (197) und Olaf Loest (182).

Ersatzmitglieder (NF): Levke Han-
sen (154) und Lothar Glöckner (147).

In der anschließenden konstituie-
renden Sitzung wurde Bernd Cars-
tensen zum Vorsitzenden und Micha-
el Carstensen zu seinem Stellvertreter 
gewählt.

Und wie verlief die Personalrats-
wahl bei der Polizeidirektion Neu-
münster?

Nach einer  Wahlbeteiligung bei 
den Beamtinnen und Beamten von ca. 
68 Prozent und ca. 82 Prozent bei den 
Tarifbeschäftigten gehören fortan fol-
gende Kolleginnen und Kollegen dem 
Personalrat bei der Polizeidirektion 
Neumünster an:

Torsten Jäger (297 Stimmen), Hel-
ge Stolze (267), Ulrich „Egon“ Bahr 
(218), Daniela Westphal (210), Maike 
Thun (197), Bernd Lück (197), Cars-
ten Franke (188), Carsten Gross (171), 

Erfolge für die GdP
Personalratswahlen in den Polizeidirektionen Flensburg und Neumünster

Werner Thode (168), Peter Beer (156) 
sowie Martina Vogt (Tarif/17 Stim-
men). Ihre Stellvertreterin ist Petra 
Wannemacher (11). Zu den Nach-
rückern bei den Beamten zählen Dirk 
Maschmann, Thorsten Marxen, An-
na-Katharina Kutz, Hartmut Schmidt, 
Oliver Müller und Marcus Sterzik. 
Zum Vorsitzenden wurde bei der kon-
stituierenden Sitzung Carsten Gross 
gewählt, zum Stellvertretenden Vor-
sitzenden Ulrich „Egon“ Bahr. 

Beeindruckt vom Abschneiden der 
Gewerkschaft der Polizei in den bei-
den Polizeidirektionen zeigte sich 

der GdP-Landesvorsitzende Manfred 
Börner.

„Das klare Vertrauensvotum für die 
GdP spricht für sich und ist beacht-
lich. Damit wurde die geleistete Ar-
beit in den Regionalgruppen, aber 
auch in den bisherigen örtlichen Per-
sonalräten gewürdigt. Ich danke allen 
Kandidatinnen und Kandidaten für 
ihre Bereitschaft und gratuliere den 
gewählten Kolleginnen und Kollegen 
sehr herzlich und wünsche Ihnen 
eine erfolgreiche Personalratsarbeit,  
so Börner. 

Thomas Gründemann

Bernd Carstensen Michael Carstensen

Martina Vogt

Carsten Gross Ulrich „Egon“ Bahr
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„Asoziale“ Fußballfans ärgern Polizeiminister
Innensenator Neumann und Innenminister Breitner beklagen Arbeitsbelastung der Polizei

Eutin/tg/bu – Auf Krawall gebürste-
te Fußballfans sorgen zunehmend für 
teure Polizeiaktionen. Auf ihr Konto 
gehen bereits 38 Prozent der länder-
übergreifenden Polizeieinsätze im 
Bundesgebiet. „Es ist irre, was bei 
Fußballspielen der Polizei abverlangt 
wird“, verurteilten Innenminister An-
dreas Breitner und Hamburgs Innen-
senator Michael Neumann vereint in 
Eutin die Fan-Auswüchse. Breitner 
stellte fest, dass selbst das bundesliga-
freie Schleswig-Holstein unter der Ge-
walt von Fußballfans leide. Denn auch 
bei Spielen in Preetz oder Flensburg 
müsse die Polizei jetzt parat stehen. 
Beide SPD-Politiker präsentierten 

zwar keinen neuen Lö-
sungsvorschlag, legten 
aber dar, dass sie von den 
Fußballclubs mehr Initia-
tive gegen die Randale 
erwarten. „Der Sport 
muss aufpassen, dass er 
nicht seine Akzeptanz 
verliert und Familien 
nicht mehr ins Stadion 
gehen“, sagte Neumann. 
Und: „Es macht mich 
traurig, dass 79  900 Zu-
schauer nicht deutlich 
zeigen, was sie von den 
100 asozialen Brandstif-
tern halten.“

Auf die Frage, ob er bei einem Ab-
stieg des HSV mit gewalttätigen Fan-
Auseinandersetzungen in Hamburg 
rechne, sagte Neumann: „Der HSV 
steigt nicht ab.“ Im Übrigen könnten 
sich Hamburgs Ordnungshüter auf 
die Unterstützung ihrer Kollegen aus 
Schleswig-Holstein verlassen, wie die 
Einsätze bei den Krawallen um die 
Rote Flora kurz vor Weihnachten ge-
zeigt hätten. Dafür stattete er in der 
Polizeidirektion für Aus- und Fortbil-
dung und Bereitschaftspolizei auf 
Hubertushöhe den Führungskräften 
der Ersten Einsatzhundertschaft und 
dreier Einzeldiensthundertschaften 
aus dem Land einen Dankesbesuch 
ab. Im Bereich der Inneren Sicherheit 
klappe die Kooperation zwischen 

Hamburg und Schleswig-Holstein 
mustergültig, betonte Neumann. 

Angetan von dem Besuch der Ham-
burger Gäste war auch der Chef der 
1. Einsatzhundertschaft, Jan Le-
wering.  „Wir haben uns sehr über die 
Geste des Innensenators Hamburgs, 
Michael Neumann, und unseres In-
nenministers Andreas Breitner ge-
freut, uns eine persönliche, positive 
Rückmeldung für die Unterstützung 
im Rahmen der Einsatzlage am 
 21. Dezember vergangenen Jahres in 
Hamburg zu geben. Für uns ist und 
bleibt es selbstverständlich, dass wir 
auch kurzfristig unsere Kolleginnen 
und Kollegen in den benachbarten 
Bundesländern unterstützen, wenn es 
erforderlich ist“, sagte der Polizei-
oberrat.

Regionalgruppe AFB
Jahreshauptversammlung am Don-

nerstag, 22. Mai 2014, um 10.30 Uhr 
in den Kasinoräumen der PD AFB mit 
dem internen Teil. Nach der Mittags-
pause wird sie um 13.30 Uhr mit dem 
öffentlichen Teil fortgesetzt. Hierzu 
haben wir Innenminister Andreas 
Breitner eingeladen. Das Motto der 
Veranstaltung: „Der Innenminister 
im Kreuzverhör bei der AFB“. 

Schleswig-Flensburg
Preisschießen am Freitag, 9. Mai 

2014, 14.30 Uhr, in Fahrdorf, Schüt-
zenheim. Anmeldungen bitte an: Mi-
chael Carstensen, E-Mail: Michael.

Carstensen@polizei.landsh.de, Tel.: 
04 61-4 84 25 01. 

Grillen für Senioren am Mittwoch, 
21. Mai 2014, 15.00 Uhr, in Fahrdorf, 
Schützenheim. Wir hoffen auf eine rege 
Beteiligung und wünschen uns einen 
gemütlichen Tag mit gutem Essen und 
Gesprächen. Anmeldungen bis zum 16. 
Mai 2014 bitte an: Walter Bossen, Tel.: 
0 46 21-5 36 31, oder Michael Carsten-
sen, Tel.: 04 61-4 84 25 01. 

Schleswig-Holstein Mitte
Jungsenioren-Stammtisch am 

Donnerstag, 8. Mai 2014, 17.00 Uhr, 
Sportlerheim Husberg-Bönebüttel, 
Sickkamp 16, 24620 Husberg.

RegionalgruppenterminE

Einladung!

Michael Neumann, Jan Lewering, Hartmut Dudda (Polizei HH), 
Andreas Breitner. � Foto: tg/bu
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Versorgungsausgleich bei Ehescheidungen

Fortsetzung auf Seite 4

Rechtsanwalt Bernd Stege 

Neues Recht, auch für „alte“ Fälle!
Das neue Recht – Versorgungsaus-

gleichsgesetz (VersAusglG) – trat am 
1. 9. 2009 in Kraft. Der von der Ver-
fassung vorgegebene Halbteilungs-
grundsatz soll nunmehr durch eine 
„interne“ hälftige Teilung jedes ein-
zelnen Versorgungsanrechtes erfolgen 
und nicht mehr wie bisher durch eine 
Gesamtsaldierung. Während bei 
Bundesbeamten/-innen tatsächlich 
eine interne Halbteilung der Beamten-
versorgung erfolgt, verbleibt es bei der 
Versorgung der Landesbeamten/-in-
nen bei der bisherigen externen Tei-
lung, was teilweise zu erheblichen 
Nachteilen führt.

Fast jede zweite Ehe von Polizeibe-
amten/-innen wird geschieden. 100 
Euro monatlicher Versorgungsaus-
gleich haben einen Kapitalwert von 
über 22 000 Euro. Entsprechend sorg-
fältig und überlegt sollte damit umge-
gangen werden. 

Die massivsten Einschnitte im neu-
en Versorgungsausgleich sind der 
Wegfall des Pensionistenprivilegs 
und die Beschränkungen des Unter-
haltsprivilegs. Auch in Schleswig-Hol-
stein ist das Pensionistenprivileg mit 
der Einführung des SHBeamtVG ent-
fallen.

Bei Unterhaltsfällen – Kürzung des 
Versorgungsausgleichs und gleichzei-
tiger Unterhaltszahlung an den ge-
schiedenen Ehegatten – wird eine 
Herabsetzung der Kürzung der Ver-
sorgung auf Antrag bei Gericht 
zukünftig nur noch in Höhe von 
tatsächlich gesetzlich geschuldeten 
Unterhaltszahlungen erfolgen; § 33 
VersAusglG. Zuvor sollte in jedem Fall 
rechtlicher Rat eingeholt werden, da 
das Familiengericht auch einen deutli-
chen höheren gesetzlichen Unter-
haltsanspruch berechnen könnte, als 
bisher gezahlt wurde. Das Ergebnis 
kann allerdings auch sein, dass ein ge-
ringerer oder kein Unterhalt mehr 
gezahlt werden müsste. Dann ist der 
bisherige Unterhaltstitel in einem 
gesonderten Verfahren abzuändern, 
häufig zeitgleich.

Abänderungen eines „alten“ Ver-
sorgungsausgleichs können bei einer 
Abweichung von 5% beim Aus-
gleichswert eines zu übertragenden 
Anrechtes durchgeführt werden. Ein 
entsprechender Antrag kann erst 
sechs Monate vor Eintritt in den Ruhe-
stand oder bei Rentenbezug durch den 
geschiedenen Ehepartner bei Gericht 

gestellt werden; § 51 VersAusglG. Es 
kann nahezu jeder Beamte/in abän-
dern, der/die vor dem Jahr 2003/2004 
geschieden wurde, ggf. auch bei spä-
teren Scheidungen. Bei den zu erwar-
tenden weiteren Einschnitten in der 
Beamtenversorgung werden auch 
spätere „Scheidungsjahrgänge“ be-
troffen sein. Es ist auch zukünftig mit 
einem erheblichen Einsparpotenzial 
für informierte GdP-Mitglieder beim 
Versorgungsausgleich zu rechnen.

Aufgrund der Komplexität des neu-
en Versorgungsausgleichsrechts ist 
von einem Vorgehen ohne juristischen 
Rat abzuraten. Jeder Einzelfall muss 
anhand einer neuen Auskunft des Fi-
nanzverwaltungsamtes geprüft wer-
den, um zunächst sicherzustellen, dass 
die verschiedenen Abänderungsvor-
aussetzungen erfüllt sind. In einem 
weiteren Schritt ist es wichtig, die fi-
nanziellen Auswirkungen einer mögli-
chen Abänderung – orientiert an der 
neuen Ausgleichsform  der Teilung 
eines jeden einzelnen Anrechts – im 
Rahmen einer Prognose zu bewerten. 
Nur so kann festgestellt werden, ob 
sich ein Abänderungsverfahren tat-
sächlich lohnt. Dieses ist ganz über-
wiegend der Fall. 

Überzahlungen an den geschiede-
nen Ehegatten während der Dauer ei-
nes gerichtlichen Abänderungsver-
fahrens können von diesem unter dem 
Gesichtspunkt der ungerechtfertigten 
Bereicherung zurückgefordert wer-
den; § 30 III VersAusglG. Dieses wird 
häufig übersehen und es geht vielfach 
um erhebliche Summen.

Der Verfasser führt für über 600 
GdP-Mitglieder bundesweit Abände-
rungsverfahren zum Versorgungsaus-
gleich. Die Erfolgsquote bei den ge-
richtlichen Verfahren liegt bei 99%. Im 
Einzelfall können zwischen 50 Euro 
bis 300 Euro monatlich eingespart 
werden. Eine Einsparung von 150 
Euro/mtl. führt bei einer weiteren Le-
benserwartung von 20 Jahren zu einer 
Summe von 36 000 Euro. Die Gesamt-
einsparung für die hier vertretenen 
GdP-Mitglieder liegt mittlerweile im 
zweistelligen Millionenbereich. 

Für Beamte/-innen mit einer be-
sonderen Altersgrenze (Polizei, Feu-
erwehr, JVA) ist zu beachten: Ein 
Beamter/-in gibt nach dem „neuen“ 
VersAusglG die Hälfte seiner Beam-
tenversorgung ab und erhält die Hälf-
te der Anwartschaften des geschiede-

nen Ehepartners auf ein ggf. neu 
einzurichtendes Konto bei der Deut-
schen Rentenversicherung übertra-
gen. Bei der DRV können Beamte/ 
-innen erst ab der dortigen Regelal-
tersgrenze – 65. bzw. 67. Lebensjahr 
– die volle Altersrente beziehen. Um 
hier Härten zu vermeiden, gibt es die 
Möglichkeit der Herabsetzung der 
Kürzung der Beamtenversorgung in 
Höhe der zwischenzeitlich nicht zu 
beziehenden Altersrente aus der 
DRV. Ein Antrag gemäß § 35 
VersAusglG ist beim Finanzverwal-
tungsamt zu stellen. 

Sofortiger Handlungsbedarf be-
steht für jene Fälle, in denen sich der 
geschiedene Ehepartner aufgrund 
Versterbens nur maximal 36 Monate 
im Leistungsbezug befand. Die Kür-
zung kann dann auf Antrag beim Fi-
nanzverwaltungsamt zukünftig auf-
gehoben werden; § 37 VersAusglG. In 
bestimmten Fällen findet diese stren-
ge 36-Monats-Regelung mit der Er-
öffnung eines Abänderungsverfah-
rens keine Berücksichtigung. 
Rechtlicher Rat ist hierzu zwingend 
erforderlich, um eigene Nachteile zu 
vermeiden. 

Bei Abänderungsverfahren zum Ver-
sorgungsausgleich wie auch im Schei-
dungsverfahren selbst sind einige „Fall-
stricke und Stellschrauben“ zu beachten, 
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die besondere Kenntnisse im Familien- 
und zwingend auch im Beamtenrecht er-
fordern. Insbesondere bei Landes-
beamten/-innen kann die Übertragung 
von Anrechten in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung problematisch sein und 
bietet sich in vielen Fällen das Treffen ei-
ner Vereinbarung zwischen den Ehepart-
nern an. Fälle von vorzeitigem Ruhestand 
sind immer noch „Hochrisiko-Fälle“ und 
sollten immer erst nach spezialisiertem 
rechtlichen Rat vorangetrieben werden. 
Beamtinnen werden leider auch im neu-
en Versorgungsausgleich teilweise mas-
siv benachteiligt.

Fortsetzung von Seite 3 Auf einer mitgliederoffenen Veran-
staltung am Dienstag, 13. Mai 2014, 
15.30 Uhr,  im Hotel Schützenheim, 
Itzehoer Chaussee 2, 24784 Wester-
rönfeld, Telefon: 0 43 31-8 90 41, Te-
lefax: 0 43 31-8 75 26, sollen Fragen 
zu dieser Thematik behandelt und 
beantwortet werden. Für Einzelfra-
gen stehen Rechtsanwalt Stege und 
eine Mitarbeiterin im Anschuss zur 
Verfügung. 
Thematisch wird behandelt:
–  �Möglichkeiten zur Abänderung 

rechtskräftiger Entscheidungen 
–  �Vereinbarungen in heutigen Schei-

dungsverfahren 
–  Risikofaktoren. 

Die Veranstaltung ist für GdP-Mit-
glieder kostenfrei. Es werden Kaffee 
und ein Stück Kuchen gereicht. Fahrt-
kosten werden nicht erstattet. Anmel-
dungen bitte bis zum 6. Mai 2014 an 
Gewerkschaft der Polizei, Max-Giese-
Straße 22, 24116 Kiel, Telefon: 04 31- 
1 22 10 15, E-Mail: Dorith.Schulz@
gdp.de

Info-Material zu den dargestellten 
Thematiken des Versorgungsaus-
gleichs kann von GdP-Mitgliedern 
beim Verfasser kostenfrei angefordert 
werden, möglichst per E-Mail: raste 
ge@bremen.de

Bernd Stege,
Rechtsanwalt in Bremen

PMA (LaPo HH) sucht nach Ab-
schluss seiner Ausbildung bei der Po-
lizei Hamburg (PM ab August 2014) 
Tauschpartner/-in von der LaPo SH.

 Kieler Kontaktadresse: Ronald 
Wiezorek, IM SH – IV 411, Düstern-
brooker Weg 92, 24105 Kiel, Tel.: 
04 31-9 88 31 59, ronald.wiezorek@
im.landsh.de

Hinweis:
Wiedereinführung der Heilfürsorge für Voll-

zugskräfte der Polizei HH wurde vereinbart. 
Gesetzentwurf sieht dafür den 1. Oktober 2014 
vor.

Tauschgesuch

Personelles

Landesvorstand besetzte Funktionen
Westerrönfeld/Kiel. Es war die erste 

Sitzung des Landesvorstandes nach 
dem Delegiertentag. Satzungsgemäß 
hatte der Vorstand eine Reihe von Be-
setzungen und Ernennungen vorzu-
nehmen, die für die nächsten vier Jahre 
gelten. 

GdP-Rechtsschutzkommission 

Die Bearbeitung des Rechtsschutzes 
wird im Landesbezirk durch eine 
Rechtsschutzkommission geregelt. Sie 
tritt in der Regel monatlich zusammen 
und berät die aufgelaufenen Fälle. Ihr 
gehören nunmehr bis 2017 folgende 
Kollegen an: 
Bodo Nagel (RG Segeberg-Pinneberg)
Karl-Hermann Rehr, Landesgeschäfts-
führer (RG Kiel-Plön)
Horst Winter (RG AFB)
Ludger Mers (Ersatz, RG Kiel-Plön)
Andreas Kropius (für den GLV, RG 
Steinburg-Dithmarschen)

Aufsichtsrat Sozialwerk der GdP 
Schleswig-Holstein GmbH 

(PSW-Reisen)
Der Gesellschaftervertrag der 

GmbH sieht einen Aufsichtsrat zur 
Kontrolle der Geschäftsführung vor. 
Vor allem nimmt er den jährlichen 
Jahresabschluss entgegen und regelt 
ansonsten die anfallenden  Fragen, 
soweit sie nicht in die Kompetenz der 
Geschäftsführung oder der Gesell-
schafter fallen. Ihm gehören künftig 
an:  

Frank Lassen (RG Segeberg-Pinne-
berg, für den Landeskontrollausschuss

Werner Mauren (PSD Bank, Vorsit-
zender des Aufsichtsrates)

Andreas Breitner (Innenminister, RG 
Schleswig-Holstein Mitte)

Oliver Malchow (GdP-Bundesvorsit-
zender, RG Lübeck-Ostholstein)

Martin Hellweg (für GdP-Service 
GmbH Niedersachsen)

Delegierte zum 25. Ordentlichen 
Bundeskongress

2014 findet regulär der nächste Bun-
deskongress der GdP statt. Austragungs-
ort ist in diesem Jahr wieder Berlin. Dem 
Landesbezirk Schleswig-Holstein stehen 
insgesamt sieben Mandate zu, wovon 
die Hälfte der Delegiertentag wählt. Die 
andere Hälfte fällt in die Kompetenz des 
Landesvorstandes. Den Landesbezirk 
vertreten im kommenden November fol-
gende Kolleginnen und Kollegen: 
Jan Schmidt (Junge Gruppe)
Michael Koettlitz (RG Kiel-Plön)
Bernd Lück (RG Schleswig-Holstein 
Mitte)
Uwe Weßler (vom GLV)
Imke Kalus (Frauengruppe)
Jörn Löwenstrom (RG Lübeck-Osthol-
stein)
Axel Dunst (RG AFB)

Landesfachausschuss 
Kriminalpolizei

Der Landesvorstand kann zu seiner 
Unterstützung Fachausschüsse und 

Kommissionen berufen. In dieser Sit-
zung befasste sich das Gremium mit 
dem Landesfachausschuss Kriminalpo-
lizei. Er soll nach Auffassung des Lan-
desvorstandes eine arbeitsfähige Grö-
ße haben. So wurden nun folgende 
Kolleginnen und  Kollegen berufen: 
Michael Raasch (RG Nordfriesland)
�Michael Börger (RG Lauenburg-Stor-
marn)
�Kerstin Friedrich (RG Lübeck-Osthol-
stein)
�Cathrin Frost (RG Lübeck-Ostholstein)
Michael Koettlitz (RG Kiel-Plön)
Wolf-Ulrich Loewe (RG Kiel-Plön)
Kai Richter (RG Kiel-Plön)
Marcel Tartemann (RG Kiel-Plön)
�Maike Thun (RG Schleswig-Holstein 
Mitte) 
�Thomas Mertin (für den GLV, RG AFB)
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Rüdiger Smal – der Kümmerer
Kiel/tg – Wenn die Bezeichnung 

„Kümmerer“ auf jemanden in der 
Landespolizei zutrifft, dann ist es Rü-
diger Smal. Der 52-jährige Angestell-
te im Sachgebiet 161 „Haushalt und 
Beschaffung“ des Landespolizeiam-
tes (LPA) erfreut sich wegen seines 
besonderen Engagements bei Groß-
einsatzlagen der Polizei größter Wert-
schätzung der Polizeikräfte. Rüdiger 
Smal ist sicherlich einer, den der da-
malige Landespolizeidirektor Wolf-
gang Pistol im Auge hatte, als er bei  
Einrichtung des  LPA von einer Ser-
vicedienststelle sprach. Der Leitende 
Polizeidirektor Bernd Lohse, Smals 
ehemaliger Chef, bezeichnet ihn als 
„die gute Seele im LPA“.

Zuletzt unterstrich Smal beim 
mehrmonatigen Einsatz der Landes-
polizei  an der Rader Hochbrücke sei-
nen guten Ruf. Ausgesprochen für-
sorglich  nahm  sich der gebürtige 
Kieler der „kleinen und großen Sor-
gen“ der eingesetzten Polizistinnen 
und Polizisten an, die aus dem ge-
samten Land abgezogen worden wa-
ren, um Tag und Nacht die schwierige 
Verkehrssituation an der für Schwer-
lastfahrzeuge gesperrten Hochbrücke 
zu regulieren.

Da sich dieser Auftrag  als eine un-
gewöhnlich undankbare und andau-
ernde Aufgabe für die Einsatzkräfte 
erwies, war es vor allem für die Moti-
vation für die Polizisten vor Ort be-
sonders wichtig, sie möglichst optimal 
zu versorgen. 

Der richtige Mann 
an der richtigen Stelle 

Dabei erwies sich Rüdiger Smal als 
„der richtige Mann an der richtigen 
Stelle“. Denn es war insbesondere 
auch der rührige Smal, der dafür 
sorgte, dass die Polizisten an der Ra-
der-Hochbrücke eben diese bestmög-
liche Versorgung erhielten und vor 
allem einen ständigen Ansprechpart-
ner hatten, der im Notfall rund um die 
Uhr und auch am Wochenende immer 
für sie erreichbar war. So wurden  im 
Rahmen einer Abschlussbesprechung 
zum Einsatz an der Rader Hochbrü-
cke die Bemühungen und Hilfsbereit-
schaft Smals von allen Vertretern aus-
drücklich gewürdigt. Dazu gehörte 
auch Erich Bülow, der Chef des 
Polizeiautobahn- und Bezirksreviers 
Nord. 

Rüdiger Smal � Foto: Gründemann

„Rüdiger Smal war in dieser Zeit der 
Ansprechpartner für das PABR Nord 
und die eingesetzten Beamten. Er hat 
diese Aufgabe mit einem Engagement 
wahrgenommen, das seinesgleichen 
sucht“, ist Bülow voll des Lobes. Ob Be-
leuchtung, Toiletten, Container, deren 
Reinigung, Instandsetzung oder was 
auch immer, Rüdiger Smal habe stets 
ein offenes Ohr und Ideen gehabt und 
sich gekümmert. Egal zu welcher Ta-
ges- und sogar Nachtzeit, Rüdiger Smal 
sei ansprechbar gewesen. Und beson-
ders bemerkenswert: „Nichts war ihm 
zu viel, nie spürte man Unmut oder 
schlechte Laune. So hat Rüdiger Smal 
mit seinem Engagement und Verhalten 
sehr viel zur Motivation der eingesetz-
ten Beamtinnen und Beamten und zur 
Bewältigung des Einsatzes   beigetra-
gen. Dies haben alle Einsatzkräfte 
wahrgenommen und mir auch mitge-
teilt. Letztlich hat er damit auch sehr 
viel für das Image des LPA getan“, so 
Bülow weiter. 

Bin nur Teil eines Teams

Im Gespräch mit mir wird schnell 
deutlich, dass dem Vater dreier Kinder 
(22, 19, 13) die Lobeshymnen zu seiner 
Person  fast schon peinlich sind. 
„Schließlich bin ich nur Teil eines gut 
funktionierenden Teams“, unter-
streicht Rüdiger Smal und weist auf 
die Unterstützung von Vorgesetzten 
und Kollegen hin. Und was von den 
Einsatzkräften gewürdigt wurde, ist 
für den 52-jährigen Angestellten oh-
nehin nur eine Selbstverständlichkeit. 

„Es ist meine Aufgabe, den Polizis-
ten vor Ort den schwierigen Job so 
angenehm wie möglich zu machen. 
Darauf haben sie einen Anspruch, 
und das rund um die Uhr“, sagt Rüdi-
ger Smal. In der Regel werde ihm da-
für auch spürbare Dankbarkeit entge-
gengebracht, wenn er beispielsweise 
bei Betreuungsfahrten die Einsatz-
kräfte mit Kaffee, Tee und anderen 
Dingen versorge. 

Und obwohl Rüdiger Smal „erst“ 
seit 2002 bei der Landespolizei und 
mit der Einrichtung des Landespoli-
zeiamtes vor neun Jahren als „Versor-
ger“ beschäftigt ist, sei er schon bei 
unzähligen Großeinsatzlagen der Po-
lizei gefordert gewesen, berichtet er 
rückblickend.

Seinen ersten Großeinsatz für die 
Polizei absolvierte er vom LPA aus 
beim „Tag der deutsche Einheit“ im 
Jahr 2006. Vor der Rader-Hochbrücke 
waren es Einsätze beim G8-Gipfel in 
Heiligendamm 2007, in Brokdorf 
2011, beim Obama-Besuch in Berlin 
2013 und zuletzt der Rockereinsatz, 
die ihn in seiner Funktion als „Versor-
ger“ forderten.  „Alles, was vor Ort an 
Logistik zu erledigen ist, haben wir in 
einem Team zu viert abzuwickeln“, 
erklärt Smal, der seit 1992 GdP-Mit-
glied ist. Die Herausforderungen an 
der Rader Hochbrücke seien aber 
schon besonders gewesen, zumal sich 
der Einsatz der Polizei mehr als drei 
Monate hinzog. Auf „Standby“ habe 
er in dieser Zeit auch in der Freizeit 
gestanden. 

Wenn das „Nottelefon“ geklingelt 
habe, musste Smal auch schon mal 
kurzfristig aus der Freizeit heraus los, 
am Wochenende und auch in der 
Nacht hoch, um vor Ort den Kollegin-
nen und Kollegen bei Problemen un-
terschiedlichster Art hilfreich zur 
Hand zu gehen. 

Oft auch wenn es „nur“ darum 
ging, für eine optimale Beleuchtung 
zu sorgen oder Notstromaggregate 
wieder betriebsbereit zu machen. 
„Das war aber positiver Stress, denn 
ich konnte in aller Regel vor Ort den 
erleichterten Kollegen helfen“, be-
richtet der passionierte Hundesport-
ler weiter. 

Und wie hat seine Frau reagiert, wenn 
er mal wieder angerufen wurde und sich 
dann spontan mal auf den Weg zur Ra-
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Personalie

der Hochbrücke gemacht habe. „Die hat 
geschwiegen“, lächelt Smal vielsagend 
und ergänzt: „Meine Frau weiß, wie 
wichtig diese Aufgaben für mich sind.“  
Zu den Aufgaben Rüdiger Smals gehört 
neben der  Einsatzlogistik beispielswei-
se auch die Beschaffung von Möbeln 
und Gerät für die Landespolizei.

Aufgrund gesundheitlicher Proble-
me hatte Rüdiger Smals Weg erst 

Fortsetzung von Seite 5 2002 in den Dienst der Landespolizei 
geführt. Zuvor war der gelernte Lüf-
tungsbauer als Versicherungsaußen-
dienstler beschäftigt. Nachdem er 
eine Prothese des linken Knies erhal-
ten hatte, schulte er um, fand zu-
nächst beim LKA und danach im 
Sachbereich 32 bei der damaligen 
Wasserschutzpolizeidirektion sein 
Betätigungsfeld, bevor dann 2005 der 
Wechsel ins LPA erfolgte und er fort-
an für Haushalt und Beschaffung ver-

antwortlich war. Und die Aufgaben  
im LPA, die er derzeit erledige, be-
deuten dem sympathischen, meist 
verschmitzt lächelnden Angestellten 
sehr viel. Vor allem die Möglichkeit, 
neben der Büroarbeit auch oft im  
„Außendienst“  die Kolleginnen und 
Kollegen als „Freund und Helfer“ zu 
unterstützen, gefalle  ihm sehr. „Hier 
möchte ich am liebsten bis zu meiner 
Pensionierung bleiben“, unterstreicht 
Rüdiger Smal.�  Thomas Gründemann

GMSH

Markus Lüthke übernahm Vorsitz
Treffen der Betriebsgruppe GMSH

Am 27. März fand eine Betriebsgrup-
penversammlung GMSH beim Polizei-
revier Rendsburg statt. 

Der Stellvertretende Landesvorsit-
zende Torsten Jäger diskutierte und in-
formierte über die aktuelle gewerk-
schaftliche Situation, Informationsflüsse 
in der GdP, den Fachausschuss Tarif 
und die direkte Einbindung der GdP in 
die Große Tarifkommission, Rechts-
schutz und gewerkschaftliche Bil-
dungsangebote. GMSH-Mitglieder sind 
über die Regionalgruppen in die ge-
werkschaftliche Organisation einge-
bunden und erhalten auf diesem Wege 
ihre Informationen. Die besonderen In-
teressen als GMSH-Beschäftigte im po-
lizeilichen Nahbereich der Gebäude-
bewirtschaftung werden über die 
Betriebsgruppe GMSH direkt zum 
Landesvorstand transportiert. 

Da Karl-Heinz Bode (m.), der die Be-
triebsgruppe bis zu seinem Ruhestand 
vor einem Jahr erfolgreich führte, mit 
einem Blumenstrauß verabschiedet 
wurde, galt es, neue Ansprechpartner 
zu wählen. 

Vorsitzender der Betriebsgruppe wur-
de  der 45-jährige Markus Lüthke (l.).

Der gelernte Kaufmann sowie Hei-
zungs- und Lüftungsbauer begann im 
Jahre 2000 als Hausmeister bei der Po-
lizeiinspektion Pinneberg, wurde dann 
2001 übergeleitet zur GMSH. Dort 
wechselte er 2007 zur Polizeidirektion 
Itzehoe und ist seit dieser Legislatur im 
Personalrat der GMSH tätig. Eine gro-
ße Familie und das eigene Haus in 
Krempe füllen die ansonsten knappe 
Freizeit voll aus.

Erste Stellvertretende Vorsitzende 
wurde Monika Otte. Sie ist in der Kieler 
Zentrale der GMSH tätig und zu 50% 

für personalrätliche Tätigkeit freige-
stellt. 

Zweiter Stellvertreter wurde Sieg-
fried Muhl (r.), der in Neumünster für 
den Landesbau wirkt und Ersatzmit-
glied im Personalrat ist. � Torsten Jäger

Kiel – Seit Jahrzehnten streitet die 
Gewerkschaft der Polizei für einen 
Ausgleich zusätzlicher Kosten, die die 
Beamtinnen und Beamten auf den 
Nordseeinseln Helgoland, Amrum, 
Föhr und Sylt haben. Jetzt scheint Be-
wegung in die Angelegenheit zu kom-
men: Innenminister Breitner ließ eine 
entsprechende Vorlage erarbeiten.

Der Finanzausschuss, aber auch In-
nen- und Justizausschuss beschäftigten 
sich im März mit einer Vorlage des In-
nenministeriums. Das Finanzministeri-
um wollte zwar eine andere Lösung als 
die einer Zulage. Ministerin Heinold 
plädierte für eine „lebenspraktische 
Verbesserung“. Die Grünen-Politikerin 

hatte vor allem bezahlbaren Wohn-
raum vor Augen. 

Das wiederum hätte nicht die ande-
ren Nachteile abgefedert, denen die 
Inselbeamten ausgesetzt sind. So müs-
sen die Helgoländer für weiterführen-
de Schulen ihrer Kinder zusätzliche 
Reise- und Internatskosten aufbringen. 
Auch Besuche von Fachärzten sind mit 
großem Umstand und Kosten verbun-
den. 

Von den 49 Polizeibeamten auf Sylt 
müssen täglich 22 pendeln, weil entwe-
der kein passender oder bezahlbarer 
Wohnraum zu erhalten ist. 

Innenminister Breitner (SPD): „Ich 
halte eine monatliche Nachteilsaus-
gleichszahlung für Landesbedienstete 
für erforderlich.“ Die deutlich höheren 
Lebenshaltungs- und Transportkosten 
und insbesondere der Mangel von un-
bezahlbarem Wohnraum führten dazu, 
dass die Polizeibeschäftigten ihren 
Wohnsitz von der Insel Sylt aufs Fest-
land verlegten. Breitner: „Dadurch 
wird die polizeiliche Versorgung der 
Insel gefährdet. Eine Tendenz, die sich 
auch für die übrigen nordfriesischen In-
seln und Helgoland abzeichnet.“

Zuvor hatte das Innenministerium 
eine Modellrechnung angestellt: Das Le-
ben auf der Insel bringt Mehrkosten zwi-
schen 530 € bis 1100 € mit sich. Im Ge-
gensatz zum Festland hätten die Lan-
desbediensteten auf den Inseln so gut 
wie kein „Auswahlermessen“ bezüglich 
der Anmietung von Wohnraum oder gar 
Wohneigentum, der Auswahl der Trans-
portmittel zum Festland oder dem Kauf 
von Produkten. Eine Vergleichbarkeit 
mit anderen Ballungsräumen auf dem 
Festland sei weder gegeben noch mög-
lich. Breitner spricht von einem „Allein-
stellungsmerkmal“ der Inseln – einer 
negativen Besonderheit dieser attrakti-
ven Urlaubsregionen. „Nur mit einem 

Besoldung

„Inselzulage“ 
wird kommen
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Nachteilsausgleich wird es gelingen, 
qualifizierte Polizeivollzugsbeamte für 
den Dienst auf den Inseln zu gewinnen, 
indem wir ihnen sagen können, dass sie 
mit dieser Entscheidung keinen signifi-
kanten finanziellen Nachteil erfahren 
werden“, sagt der Innenminister. Dane-
ben müssen alle Anstrengungen unter-
nommen werden, auf den Inseln bezahl-
baren Wohnraum zu schaffen. Die Insel-
zulage hält er jedoch für einen „unver-
zichtbaren Bestandteil eines Gesamt-
konzeptes“. Mit der Zulage könnten 
sich die Beamten dort, wo bezahlbarer 
und attraktiver Wohnraum nicht vorhan-
den sei, möglicherweise eine kleine 
Mietwohnung „leisten“.  

 Bei Redaktionsschluss war noch 
nicht klar, wie hoch die Zulage tatsäch-
lich ist. Allerdings allein Umstand, dass 
so intensiv über die Inselzulage disku-
tiert wird, ist schon ein gutes Zeichen. rr

Und was sonst noch so war ...
7. März 
„Schleswig-Holsteins Bevölkerung 

wächst weiter“, so lesen wir heute. 
2,808 Mio. Menschen leben im nörd-
lichsten Bundesland, so eine statisti-
sche Erhebung. Das sind 1638 mehr 
als Ende 2012. Als Grund für die Be-
völkerungszunahme nehmen die Be-
hörden Zuzüge und Zuwanderer an. 
Die „natürlichste Bevölkerungsent-
wicklung“ lief auch im ersten Halb-
jahr 2013 negativ. Schleswig-holsteini-
sche Frauen brachten in diesem 
Zeitraum 9826 Kinder zur Welt, wäh-
rend 16 961 Personen starben.

10. März
Um Rechtsschutz bemühte sich ein 

Kollege aus der Regionalgruppe Lau-
enburg-Stormarn. Er wurde mit Ab-
lauf des Dezembers 2012 in den Ruhe-
stand versetzt. Zum gleichen Zeitpunkt 
lief die Ausgleichszulage aus. Das Fi-
nanzministerium rechnete anders als 
allgemein üblich: Erst das Auslaufen 
der Zulage, dann der Ruhestand und 
zahlte nicht. Die Schleswiger Verwal-
tungsrichter nahmen diese kuriose Be-
rechnung aufs Korn und stellten sie 
unwirksam. Damit war der Weg für 
unseren Antragsteller frei. Er bekam 
die Zulage nachgezahlt.  

12. März
Axel Dunst, Regionalgruppe AFB, 

macht uns heute auf folgende Proble-
matik aufmerksam: Es geht um die 
(früheren) GEZ-Gebühren. Während 
die Auszubildenden in Eutin der so- 
genannten „Kasernenbefreiung“ un-
terliegen und nichts zahlen müssen, 
verhält es sich mit den Auszubilden-
den an der Fachhochschule für Ver-
waltung und Dienstleistung anders. 
Sie wohnen in Studentenheimen mit 
privat geschlossenen Mietverträgen. 
Wir starten zu der Problematik eine 
Länderumfrage der Jungen Gruppe 
und beauftragen unsere Anwältin, 
Prüfung zum Gleichheitsgrundsatz 
durchzuführen. 

3. April 
Glückwünsche schreibt heute 

Thorsten Schwarzstock, Vorsitzender 
der Regionalgruppe Justizvollzug, an 
Silke Nevoigt nach Berlin. Sie hatte 
Schwarzstock mitgeteilt, dass der dor-
tige GdP-Landesbezirk nun auch eine 
Untergliederung Justizvollzug ge-
gründet hatte. Schwarzstock: „Das ist 
ja echt ein Knaller. So schnell hatte ich 
mit dem positiven Trend nicht gerech-
net.“

4. April
Um 10.00 Uhr habe ich Besuch von 

einem Kollegen eines Polizeiauto-
bahnreviers. Er kam als Länderwechs-
ler im Dezember 2012 zur Landespoli-
zei Schleswig-Holstein. Sein Anliegen: 
Die Berechnung für die Jubiläums-
dienstzeiten. Vorzeiten bei seinem frü-
heren Dienstherrn zählen nicht mit. 
Während zum Beispiel Vorzeiten bei 
der Bundeswehr oder Wehrersatz-
dienst angerechnet werden, entfallen 
Zeiten bei anderen Dienstherren. 
Wenn mein Gesprächspartner 42 Jah-
re Polizeibeamter ist, erhält er in 
Schleswig-Holstein eine Dankesur-
kunde für 25-jährige Dienstzeit. Dies 
hat uns die Föderalisierung „einge-
brockt“. Wir wenden uns an die Abge-
ordneten der Regierungskoalition. 

8. April
Immer wieder werde ich von Jung-

Ruheständlern nach Hinzuverdienstre-
gelungen befragt. Rentner und Pensio-
näre sind unterschiedlich zu behandeln. 
Für Rentner gilt Folgendes: Alle, die 
älter als 65 Jahre plus Verlängerungs-
zeit sind, dürfen beliebig viel hinzuver-
dienen, ohne dass die Rente gekürzt 
wird. Sie brauchen ihren Zusatzver-
dienst auch nicht dem Rentenversiche-
rungsträger zu melden. 

Bei Pensionären gelten neue Höchst-
grenzen für den Hinzuverdienst. Für Ru-
hestandsbeamte bzw. für Witwen und 
Witwer bilden die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe jener Be-
soldungsgruppe, aus der das Ruhege-
halt berechnet wird, die Einkommens-
höchstgrenze. Die Höchstgrenze beträgt 
mindestens den Betrag, der der Höhe 
des Anderthalbfachen der jeweils ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe A 4, zu-
züglich des jeweils zustehenden Unter-
schiedsbetrages nach § 50 Abs. 1 Be-
amtVG (entspricht dem kinderbezoge-
nen Familienzuschlag). Der kinderbezo-
gene Anteil des Familienzuschlags 
bleibt somit in voller Höhe erhalten.

Achtung hier: Die zusätzliche Tätig-
keit ist dem Dienstherrn anzuzeigen.

zur Beförderung
zum Justizamtsinspektor m. Zulage
Jörn Kiesche, RG Justizvollzug

zum Justizamtsinspektor
Martin Wittig, RG Justizvollzug

zur bestandenen Laufbahnprüfung
Ann-Kathrin Arndt, Christin Fock, 
Alicia Geruschkat, Lukas Hollfoth, 
Daniel Kappes, Britta Meier-Mahnke, 
Sönke Mohr, Benny Wendt

zur Diamantenen Hochzeit
Rolf Mönnich und Ehefrau, RG AFB

In den Ruhestand traten
Rudolf Goodknecht, Hans-Dieter Ro-
gowski, RG Kiel-Plön; Manfred Lan-
ge, RG Nordfriesland

Wir bitten alle Kolleginnen und 
Kollegen um Verständnis, dass wir 
nur diejenigen namentlich erwähnen 
konnten, die uns vor Redaktions-
schluss von ihrer Regionalgruppe 
genannt wurden.

GLüCkWüNSCHE

Wir gratulieren

BESOLDUNG
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TAUSCHGESUCH
PK’in aus Bremerhaven (ESD) sucht 

ab sofort einen Tauschpartner aus 
Schleswig-Holstein.

Bei Interesse bitte eine E-Mail an 
s.schimanke@polizei.bremerhaven.de




